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BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Maga. Sabine MEHLGARTEN-LINTNER als Einzelrichterin tGber
die Beschwerde des XXXX, geb. XXXX, StA. Afghanistan, gegen den Bescheid des Bundesamtes fur Fremdenwesen und
Asyl vom 16.02.2017, ZI. 1127018203-161158524, beschlossen:

A)

Der Beschwerde wird gemalR § 21 Abs. 3 zweiter Satz BFA-VG stattgegeben und der bekampfte Bescheid behoben.
B)

Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.

Text

BEGRUNDUNG:

I. Verfahrensgang:

1.1. Der BeschwerdefiUhrer, ein Staatsangehoriger Afghanistans, stellte nach illegaler Einreise in das Osterreichische
Bundesgebiet am 22.08.2016 den gegenstandlichen Antrag auf internationalen Schutz.

Eine Eurodoc-Abfrage ergab, dass der Beschwerdefiihrer am XXXX07.2016 in Ungarn einen Asylantrag stellte (vgl. AS
36).

1.2. Am 23.08.2016 wurde der Beschwerdefihrer einer Erstbefragung durch ein Organ des o&ffentlichen
Sicherheitsdienstes unterzogen, im Zuge derer er angab, er sei Uber den Iran, die Turkei, Bulgarien und Serbien nach
Ungarn gefahren, wo ihm die Fingerabdriicke abgenommen worden seien. Den Stand seines Asylverfahrens in Ungarn
kenne er nicht.
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1.3. In der Folge richtete das Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl am 17.10.2016 ein auf Art. 18 Abs. 1 lit. b der
Verordnung (EU) 604/2013 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 26.06.2013 zur Festlegung der Kriterien
und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der fur die Prifung eines von einem Drittstaatsangehdrigen oder
Staatenlosen in einem Mitgliedstaat gestellten Antrags auf internationalen Schutz zustandig ist (= Dublin IlI-VO)
gestltztes Wiederaufnahmegesuch an Ungarn.

Mit Schreiben vom 30.11.2016 teilte das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl der ungarischen Dublinbehdrde mit,
dass die Zustandigkeit im Fall des BeschwerdeflUhrers wegen Unterlassung einer fristgerechten Antwort auf das

Osterreichische Wiederaufnahmegesuch auf Ungarn Ubergegangen ist.

2. Nach Durchflihrung eines Ermittlungsverfahrens wurde mit dem angefochtenen Bescheid des Bundesamtes fur
Fremdenwesen und Asyl der Antrag des Beschwerdeflhrers auf internationalen Schutz ohne in die Sache einzutreten
gemal 8 5 Abs. 1 AsylG als unzuldssig zurtickgewiesen und ausgesprochen, dass Ungarn gemal Art. 18 Abs. 1 lit. b iVm
Art. 25 Abs. 2 Dublin llI-VO fur die Prifung dieses Antrages zustandig ist (Spruchpunkt I.). Unter Spruchpunkt Il. des
angefochtenen Bescheides wurde gegen den Beschwerdeflhrer die AulRerlandesbringung gemaR § 61 Abs. 1 Z 1 FPG
angeordnet und festgestellt, dass demzufolge gemal 8 61 Abs. 2 FPG seine Abschiebung nach Ungarn zulassig ist.

Das Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl traf auf den Seiten 10 bis 37 des angefochtenen Bescheides
Feststellungen zum ungarischen Asylverfahren einschlie3lich der Situation von Dublin-Rickkehrern in Ungarn. Diese

Feststellungen stammen in ihrer letzten integrierten Kurzinformation vom 14.12.2016.

3. Gegen diesen Bescheid richtet sich die vorliegende Beschwerde wegen Rechtswidrigkeit des Inhaltes und wegen

Rechtswidrigkeit infolge Verletzung von Verfahrensvorschriften.

4. Mit Schreiben vom 04.04.2017 gab das Bundesamt den ungarischen Behoérden bekannt, dass sich die

Uberstellungsfrist im vorliegenden Fall auf 18 Monate verldngert hat, da der Beschwerdefiihrer fliichtig ist.
Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

Der Beschwerdefihrer reiste Uber Ungarn illegal in das Gebiet der Mitgliedstaaten ein und stellte dort am
XXXX07.2016 einen Asylantrag. In der Folge reiste er illegal weiter in das Osterreichische Bundesgebiet, wo er am

22.08.2016 den gegenstandlichen Antrag auf internationalen Schutz stellte.

Das Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl richtete am 17.10.2016 ein auf Art. 18 Abs. 1 lit. b Dublin llI-VO gestutztes
Wiederaufnahmegesuch an Ungarn, welchem die ungarische Dublinbehérde durch Verfristung zustimmte. Ferner gab
das Bundesamt den ungarischen Behérden bekannt, dass sich die Uberstellungsfrist im Fall des Beschwerdefihrers

auf 18 Monate verlangert, da dieser fluchtig ist.
Das Asylsystem in Ungarn wurde mit einer am 28.03.2017 in Kraft getretenen Gesetzesnovelle umgestaltet.
2. Beweiswurdigung:

Die oben angeflihrten Feststellungen ergeben sich aus dem unbedenklichen Akteninhalt, insbesondere - betreffend
die Frage der Zustandigkeit sowie betreffend die Verldngerung der Uberstellungsfrist - aus der diesbeziglichen

Korrespondenz der Dublinbehérden im Rahmen des Konsultationsverfahrens.
3. Rechtliche Beurteilung:

3.1. GemaR Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG erkennen die Verwaltungsgerichte tber Beschwerden gegen den Bescheid einer

Verwaltungsbehorde wegen Rechtswidrigkeit.

GemalR 8 6 BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Da im vorliegenden Verfahren keine Entscheidung

durch Senate vorgesehen ist, liegt gegenstandlich Einzelrichterzustandigkeit vor.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das VwGVG,BGBI. |
2013/33 idFBGBI. | 2013/122, geregelt (8 1 leg.cit). GemalR§ 58 Abs. 2 VwGVG bleiben entgegenstehende

Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.

Gemalk § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
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Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG,
BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG,BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal3 anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.

8 1 BFA-VG, BGBI. 1 2012/87 idgF bestimmt, dass dieses Bundesgesetz allgemeine Verfahrensbestimmungen beinhaltet,
die fur alle Fremden in einem Verfahren vor dem Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl, vor Vertretungsbehorden
oder in einem entsprechenden Beschwerdeverfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht gelten. Weitere
Verfahrensbestimmungen im AsylG und im FPG bleiben unberihrt.

3.2.ZuA)

3.2.1. GemaR § 21 Abs. 3 BFA-VG ist das Verfahren zugelassen, wenn der Beschwerde gegen die Entscheidung des
Bundesamtes im Zulassungsverfahren stattzugeben ist. Der Beschwerde gegen die Entscheidung im
Zulassungsverfahren ist auch stattzugeben, wenn der vorliegende Sachverhalt so mangelhaft ist, dass die
Durchfiihrung oder Wiederholung einer miindlichen Verhandlung unvermeidlich erscheint.

Gemal § 5 Abs. 1 AsylG ist ein nicht gemaR 88 4 oder 4a erledigter Antrag auf internationalen Schutz als unzulassig
zurlickzuweisen, wenn ein anderer Staat vertraglich oder auf Grund der Dublin-Verordnung zur Prifung des
Asylantrages oder des Antrages auf internationalen Schutz zustandig ist. Mit der Zurlickweisungsentscheidung ist auch
festzustellen, welcher Staat zustandig ist. Eine Zurlckweisung des Antrages hat zu unterbleiben, wenn im Rahmen
einer Prifung des § 9 Abs. 2 BFA-VG festgestellt wird, dass eine mit der Zurlickweisung verbundene Anordnung zur
AuBerlandesbringung zu einer Verletzung von Art. 8 EMRK fiihren wirde.

Nach Abs. 2 leg. cit. ist gemal’ Abs. 1 auch vorzugehen, wenn ein anderer Staat vertraglich oder auf Grund der Dublin-
Verordnung daflr zustandig ist zu prifen, welcher Staat zur Prifung des Asylantrages oder des Antrages auf
internationalen Schutz zustandig ist.

Sofern gemaR Abs. 3 leg. cit. nicht besondere Griinde, die in der Person des Asylwerbers gelegen sind, glaubhaft
gemacht werden oder beim Bundesamt oder beim Bundesverwaltungsgericht offenkundig sind, die fur die reale
Gefahr des fehlenden Schutzes vor Verfolgung sprechen, ist davon auszugehen, dass der Asylwerber in einem Staat
nach Abs. 1 Schutz vor Verfolgung findet.

3.2.2. Die maf3geblichen Bestimmungen der Dublin 11I-VO lauten:
Art. 3 Verfahren zur Prifung eines Antrags auf internationalen Schutz

(1) Die Mitgliedstaaten prifen jeden Antrag auf internationalen Schutz, den ein Drittstaatsangehoriger oder
Staatenloser im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats einschlieBlich an der Grenze oder in den Transitzonen stellt. Der
Antrag wird von einem einzigen Mitgliedstaat gepriift, der nach den Kriterien des Kapitels Ill als zustandiger Staat
bestimmt wird.

(2) Lasst sich anhand der Kriterien dieser Verordnung der zustandige Mitgliedstaat nicht bestimmen, so ist der erste
Mitgliedstaat, in dem der Antrag auf internationalen Schutz gestellt wurde, fir dessen Prifung zusténdig. Erweist es
sich als unmadglich einen Antragsteller an den zunachst als zustandig bestimmten Mitgliedstaat zu Uberstellen, da es
wesentliche Grinde fir die Annahme gibt, dass das Asylverfahren und die Aufnahmebedingungen fir Antragsteller in
diesem Mitgliedstaat systematische Schwachstellen aufweisen, die eine Gefahr einer unmenschlichen oder
entwirdigenden Behandlung im Sinne des Artikels 4 der EU-Grundrechtecharta mit sich bringen, so setzt der die
Zustandigkeit priufende Mitgliedstaat, die Prifung der in Kapitel Il vorgesehenen Kriterien fort, um festzustellen, ob
ein anderer Mitgliedstaat als zustandig bestimmt werden kann. Kann keine Uberstellung gem&R diesem Absatz an
einen aufgrund der Kriterien des Kapitels Ill bestimmten Mitgliedstaat oder an den ersten Mitgliedstaat, in dem der
Antrag gestellt wurde, vorgenommen werden, so wird der die Zustandigkeit prifende Mitgliedstaat der zustandige
Mitgliedstaat.

(3) Jeder Mitgliedstaat behalt das Recht, einen Antragsteller nach MaRgabe der Bestimmungen und Schutzgarantien
der Richtlinie 32/2013/EU in einen sicheren Drittstaat zurlick- oder auszuweisen.
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Art. 7 Rangfolge der Kriterien

(1) Die Kriterien zur Bestimmung des zustandigen Mitgliedstaates finden in der in diesem Kapitel genannten Rangfolge
Anwendung.

(2) Bei der Bestimmung des nach den Kriterien dieses Kapitels zustandigen Mitgliedstaats wird von der Situation
ausgegangen, die zu dem Zeitpunkt gegeben ist, zu dem der Antragsteller seinen Antrag auf internationalen Schutz
zum ersten Mal in einem Mitgliedstaat stellt.
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Art. 13 Einreise und/oder Aufenthalt

(1) Wird auf der Grundlage von Beweismitteln oder Indizien gemaR den beiden in Artikel 22 Absatz 3 dieser
Verordnung genannten Verzeichnisse, einschlie3lich der Daten nach der Verordnung (EU) Nr. 603/2013 festgestellt,
dass ein Antragsteller aus einem Drittstaat kommend die Land-, See- oder Luftgrenze eines Mitgliedstaats illegal
Uberschritten hat, so ist dieser Mitgliedstaat fur die Priufung des Antrags auf internationalen Schutz zustandig. Die
Zustandigkeit endet zwolf Monate nach dem Tag des illegalen Grenzubertritts.

(2) Ist ein Mitgliedstaat nicht oder gemal3 Absatz 1 dieses Artikels nicht langer zustandig und wird auf der Grundlage
von Beweismitteln oder Indizien gemald den beiden in Artikel 22 Absatz 3 genannten Verzeichnissen festgestellt, dass
der Antragsteller - der illegal in die Hoheitsgebiete der Mitgliedstaaten eingereist ist oder bei dem die Umstande der
Einreise nicht festgestellt werden kdnnen - sich vor der Antragstellung wahrend eines ununterbrochenen Zeitraums
von mindestens funf Monaten in einem Mitgliedstaat aufgehalten hat, so ist dieser Mitgliedstaat fir die Prifung des
Antrags auf internationalen Schutz zustandig. Hat sich der Antragsteller fur Zeitrdume von mindestens funf Monaten in
verschiedenen Mitgliedstaaten aufgehalten, so ist der Mitgliedstaat, wo er sich zuletzt aufgehalten hat, fur die Prifung

des Antrags auf internationalen Schutz zustandig.
Art. 17 Ermessensklauseln

(1) Abweichend von Artikel 3 Absatz 1 kann jeder Mitgliedstaat beschlieen, einen bei ihm von einem
Drittstaatsangehorigen oder Staatenlosen gestellten Antrag auf internationalen Schutz zu prifen, auch wenn er nach
den in dieser Verordnung festgelegten Kriterien nicht fir die Prifung zustandig ist. Der Mitgliedstaat, der gemald
diesem Absatz beschlieRt, einen Antrag auf internationalen Schutz zu prufen, wird dadurch zum zustandigen
Mitgliedstaat und Ubernimmt die mit dieser Zustandigkeit einhergehenden Verpflichtungen. Er unterrichtet
gegebenenfalls Uber das elektronische Kommunikationsnetz DubliNet, das gemal3 Art. 18 der Verordnung (EG) Nr.
1560/2003 eingerichtet worden ist, den zuvor zustandigen Mitgliedstaat, den Mitgliedstaat der ein Verfahren zur
Bestimmung des zustandigen Mitgliedstaats durchfihrt, oder den Mitgliedstaat, an den ein Aufnahme- oder
Wiederaufnahmegesuch gerichtet wurde. Der Mitgliedstaat, der nach Malgabe dieses Absatzes zustandig wird, teilt
diese Tatsache unverziglich Uber Eurodac nach Mal3gabe der Verordnung (EU) Nr. 603/2013 mit, indem er den
Zeitpunkt Uber die erfolgte Entscheidung zur Prifung des Antrags anflgt.

(2) Der Mitgliedstaat, in dem ein Antrag auf internationalen Schutz gestellt worden ist und der das Verfahren zur
Bestimmung des zustandigen Mitgliedstaats durchfihrt, oder der zustéandige Mitgliedstaat kann, bevor eine
Erstentscheidung in der Sache ergangen ist, jederzeit einen anderen Mitgliedstaat ersuchen, den Antragsteller
aufzunehmen, aus humanitaren Grinden, die sich insbesondere aus dem familidren oder kulturellen Kontext ergeben,
um Personen jeder verwandtschaftlichen Beziehung zusammenzufihren, auch wenn der andere Mitgliedstaat nach
den Kriterien in den Artikeln 8 bis 11 und 16 nicht zustandig ist. Die betroffenen Personen muissen dem schriftlich
zustimmen. Das Aufnahmegesuch umfasst alle Unterlagen, Uber die der ersuchende Mitgliedstaat verfigt, um dem
ersuchten Mitgliedstaat die Beurteilung des Falles zu ermdglichen. Der ersuchte Mitgliedstaat nimmt alle
erforderlichen Uberpriifungen vor, um zu priifen, dass die angefilhrten humanitéren Griinde vorliegen, und antwortet
dem ersuchenden Mitgliedstaat Gber das elektronische Kommunikationsnetz DubliNet, das gemaR Artikel 18 der
Verordnung (EG) Nr. 1560/2003 eingerichtet wurde, innerhalb von zwei Monaten nach Eingang des Gesuchs. Eine
Ablehnung des Gesuchs ist zu begrinden. Gibt der ersuchte Mitgliedstaat dem Gesuch statt, so wird ihm die
Zustandigkeit fur die Antragsprifung Ubertragen.

Art. 18 Pflichten des zustandigen Mitgliedstaats

(1) Der nach dieser Verordnung zustandige Mitgliedstaat ist verpflichtet:



a) einen Antragsteller, der in einem anderen Mitgliedstaat einen Antrag gestellt hat, nach MalRgabe der Artikel 21, 22
und 29 aufzunehmen;

b) einen Antragsteller, der wahrend der Prifung seines Antrags in einem anderen Mitgliedstaat einen Antrag gestellt
hat oder der sich im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats ohne Aufenthaltstitel aufhalt, nach MaRRgabe der
Artikel 23, 24, 25 und 29 wieder aufzunehmen;

c) einen Drittstaatsangehorigen oder einen Staatenlosen, der seinen Antrag wahrend der Antragsprifung
zurlickgezogen und in einem anderen Mitgliedstaat einen Antrag gestellt hat oder der sich ohne Aufenthaltstitel im
Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats aufhalt, nach MalRgabe der Artikel 23, 24, 25 und 29 wieder aufzunehmen;

d) einen Drittstaatsangehdrigen oder Staatenlosen, dessen Antrag abgelehnt wurde und der in einem anderen
Mitgliedstaat einen Antrag gestellt hat oder der sich im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats ohne
Aufenthaltstitel aufhalt, nach MaRRgabe der Artikel 23, 24, 25 und 29 wieder aufzunehmen.

(2) Der zustandige Mitgliedstaat pruft in allen dem Anwendungsbereich des Absatzes 1 Buchstaben a und b
unterliegenden Fallen den gestellten Antrag auf internationalen Schutz oder schlie8t seine Prufung ab. Hat der
zustandige Mitgliedstaat in den in den Anwendungsbereich von Absatz 1 Buchstabe c fallenden Fallen die Prifung
nicht fortgefihrt, nachdem der Antragsteller den Antrag zurlickgezogen hat, bevor eine Entscheidung in der Sache in
erster Instanz ergangen ist, stellt dieser Mitgliedstaat sicher, dass der Antragsteller berechtigt ist, zu beantragen, dass
die Prifung seines Antrags abgeschlossen wird, oder einen neuen Antrag auf internationalen Schutz zu stellen, der
nicht als Folgeantrag im Sinne der Richtlinie 2013/32/EU behandelt wird. In diesen Fallen gewahrleisten die
Mitgliedstaaten, dass die Prifung des Antrags abgeschlossen wird. In den in den Anwendungsbereich des Absatzes 1
Buchstabe d fallenden Fallen, in denen der Antrag nur in erster Instanz abgelehnt worden ist, stellt der zustandige
Mitgliedstaat sicher, dass die betreffende Person die Moglichkeit hat oder hatte, einen wirksamen Rechtsbehelf gemaR
Artikel 46 der Richtlinie 2013/32/EU einzulegen.

Art. 25 Antwort auf ein Wiederaufnahmegesuch

(1) Der ersuchte Mitgliedstaat nimmt die erforderlichen Uberprifungen vor und entscheidet (ber das Gesuch um
Wiederaufnahme der betreffenden Person so rasch wie mdglich. In jedem Fall aber nicht spater als einen Monat,
nachdem er mit dem Gesuch befasst wurde. Stitzt sich der Antrag auf Angaben aus dem Eurodac-System, verkuirzt
sich diese Frist auf zwei Wochen.

(2) Wird innerhalb der Frist von einem Monat oder der Frist von zwei Wochen gemal3 Absatz 1 keine Antwort erteilt, ist
davon auszugehen, dass dem Wiederaufnahmegesuch stattgegeben wird, was die Verpflichtung nach sich zieht, die
betreffende Person wieder aufzunehmen und angemessene Vorkehrungen fir die Ankunft zu treffen.

Art 29 Modalitdten und Fristen [der Uberstellung]

M1

(2) Wird die Uberstellung nicht innerhalb der Frist von sechs Monaten durchgefihrt, ist der zustindige Mitgliedstaat
nicht mehr zur Aufnahme oder Wiederaufnahme der betreffenden Person verpflichtet und die Zustandigkeit geht auf
den ersuchenden Mitgliedstaat tiber. Diese Frist kann héchstens auf ein Jahr verlangert werden, wenn die Uberstellung
aufgrund der Inhaftierung der betreffenden Person nicht erfolgen konnte, oder héchstens auf achtzehn Monate, wenn
die betreffende Person fllchtig ist.

311
G

3.2.3. Im gegenstandlichen Verfahren ging das Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl unter Zugrundelegung der
Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens zutreffend davon aus, dass in materieller Hinsicht die Zustandigkeit Ungarns zur
Prufung des in Rede stehenden Antrages auf internationalen Schutz in Art. 13 Abs. 1 Dublin 11I-VO begriindet ist, da der
Beschwerdefiihrer aus einem Drittstaat (Serbien) kommend die Landgrenze Ungarns illegal tGberschritten hat. Die
Verpflichtung Ungarns zur Wiederaufnahme des Beschwerdefiihrers basiert, nachdem dieser dort einen Antrag auf
internationalen Schutz gestellt hat und wahrend der Prifung seines Asylantrages in einem anderen Mitgliedstaat einen
Antrag gestellt hat, auf Art. 18 Abs. 1 lit. b Dublin 11I-VO.



3.2.4. Nach der Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes (vgl. VfGH vom 17.06.2005,B336/05 sowie vom
15.10.2004, G237/03) und des Verwaltungsgerichtshofes (vgl. VwGH vom 17.11.2015, Ra 2015/01/0114, vom
23.01.2007, ZI. 2006/01/0949 sowie vom 25.04.2006, Z1.2006/19/0673) ist aus innerstaatlichen verfassungsrechtlichen
Griinden das Selbsteintrittsrecht zwingend auszuiiben, sollte die innerstaatliche Uberprifung der Auswirkungen einer
Uberstellung ergeben, dass Grundrechte des betreffenden Asylwerbers bedroht wéren.

Das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl hat von der Mdglichkeit der Ausibung des Selbsteintrittsrechts nach Art.
17 Abs. 1 Dublin llI-VO keinen Gebrauch gemacht. Es war daher zu prifen, ob von diesem Selbsteintrittsrecht im
gegenstandlichen Verfahren ausnahmsweise zur Vermeidung einer Verletzung der EMRK oder der GRC zwingend

Gebrauch zu machen gewesen ware.

3.2.5. Im vorliegenden Fall kann die allfdllige Verpflichtung Osterreichs zur Ausiibung des Selbsteintrittsrechtes noch
nicht abschlieBend beurteilt werden, da nach Ansicht des Verfassungsgerichtshofes die am 28.03.2017 in Kraft
getretenen Anderungen im ungarischen Asylsystem eine wesentliche Veranderung der Sachlage darstellen. In seiner
Entscheidung vom 14.06.2017, E 1486/2017-12, flhrt der Verfassungsgerichthof diesbezlglich im Wesentlichen aus,
dass insbesondere betreffend die nunmehr vorgesehene Anhaltung der Asylwerber in geschlossenen Lagern zwecks
faktischer Verhinderung der illegalen Weiterreise Bedenken bestlinden. Ferner habe das Bundesverwaltungsgericht
bei der im Rahmen der gemé&R § 5 AsylG zu prifenden Zusténdigkeit Osterreichs im Wege der allfalligen Austibung des
Selbsteintrittsrechts nach Art. 17 Dublin IlI-VO die mafRgebliche Sach- und Rechtslage zum Zeitpunkt seiner
Entscheidung zu berlcksichtigen.

Aus dieser Entscheidung des Verfassungsgerichtshofes folgt die Notwendigkeit, dass sich das Bundesamt auf der
Grundlage von aktuellen Berichten mit der Lage von Asylwerbern, insbesondere Dublin-Rickkehrern, in Ungarn
auseinandersetzt und die Frage klart, ob in Ungarn systemische Mangel im Asylsystem und den
Aufnahmebedingungen vorliegen und deshalb ein  Selbsteintritt  Osterreichs zur Vermeidung einer
Grundrechtsverletzung nach Art. 3 EMRK geboten ist (vgl. hierzu VwGH vom 08.09.2015, Ra 2015/18/0113 bis 0120).

3.2.6. GemalRR 8 21 Abs. 7 BFA-VG kann eine mundliche Verhandlung unterbleiben, wenn der Sachverhalt aus der
Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei
ergibt, dass das Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht. Im Ubrigen gilt § 24 VWGVG.

Im gegenstandlichen Fall konnte von der Durchfiihrung einer mindlichen Verhandlung Abstand genommen werden,
da der fur die Entscheidung maf3gebliche Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklart ist
und eine mundliche Erérterung die weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst, zumal bereits aufgrund der
Aktenlage feststeht, dass der Beschwerde stattzugeben und der bekampfte Bescheid zu beheben ist.

3.2.7. Da sich eine Entscheidung nach 8 21 Abs. 3 zweiter Satz BFA-VG (wie die vorliegende) nicht als eine solche
darstellt, die als Entscheidung in der Sache den dem Beschwerdeverfahren zugrundeliegenden Gegenstand erledigt,
hat sie gemall§ 31 Abs. 1 VWGVG in Form eines (das Beschwerdeverfahren beendenden und nicht bloR
verfahrensleitenden) Beschluss zu ergehen (vgl. VwGH vom 05.10.2016, Ra 2016/19/0208-8).

3.3. Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

GemaR§ 25a Abs. 1 VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemald Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden. Nach
Art. 133 Abs. 4 erster Satz B-VG idF BGBI. | Nr. 51/2012 ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes die Revision
zulassig, wenn sie von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere
weil das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt
oder die zu I6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich
beantwortet wird.

Im vorliegenden Fall ist die Revision gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der
Loésung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche
Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab noch fehlt es an einer
Rechtsprechung und kann auch nicht davon gesprochen werden, dass die vorliegende Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes als uneinheitlich zu beurteilen ware. Kern der getroffenen zurlckverweisenden
Entscheidung ist die mangelhafte Ermittlung von relevanten Sachverhaltselementen im Rahmen eines
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ordnungsgemalien Verfahrens und die Einrdumung eines Parteiengehors entsprechend den insofern eindeutigen
Verfahrensvorschriften durch das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl sowie die daran ankntipfende Konsequenz
des8 21 BFA-VG. Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu |dsenden Rechtsfrage sind sohin nicht zu
erblicken.
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